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Aktuelles aus der Gesetzgebung 
(30-2025) Eckpunkte für Änderungen  

bei der Arbeitnehmerbesteuerung

Hintergrund: 

Die Union hat mehrere Eckpunktepapiere veröffent-
licht, die verschiedene Änderungen in der Arbeit-
nehmerbesteuerung beschreiben. Diese müssen 
allerdings noch in einem Gesetzgebungsverfahren 
diskutiert und beschlossen werden. Bisher liegen 
aber noch keine Gesetzgebungsentwürfe vor.

Folgende Vorschläge wurden veröffentlicht: 

Entfernungspauschale 

Die Entfernungspauschale soll zum 01.01.2026 auf 
38 Cent ab dem ersten Kilometer dauerhaft erhöht 
werden. 

Arbeitstagepauschale 

Eine Arbeitstagepauschale soll die Entfernungspau-
schale, die Homeoffice-Pauschale und Aufwendun-
gen für ein häusliches Arbeitszimmer zusammen-
fassen. 

Für jeden Tag, den Beschäftigte beruflich vollbe-
schäftigt tätig sind, soll ein pauschaler Steuerabzug 
als Werbungskosten möglich sein. 

Teilzeitaufstockungsprämie 

Für Arbeitgeber soll eine steuerfreie Prämie zur Aus-
weitung der Arbeitszeit eingeführt werden. Die Prä-
mie soll steuerfrei sein, wenn sie zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber an 
seine teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer im Gegen-
zug für die dauerhafte Erhöhung der wöchentlichen 
Arbeitszeit gewährt wird. Dies ist als Sachzuwen-
dung oder Zahlung möglich. Die maximale Prämie 

soll 225 Euro je Stunde betragen und insgesamt 
4.500 Euro nicht übersteigen. 

Sie soll nur bei einer dauerhaften Erhöhung der Ar-
beitszeit gelten. Dies soll der Fall sein, wenn die Er-
höhung einen Zeitraum von mindestens 24 Mona-
ten umfasst. 

Keine steuerfreie Prämie soll möglich sein, wenn es 
sich um zeitlich begrenzte Teilzeittätigkeiten und 
befristete Arbeitsverträge mit einer verbleibenden 
Laufzeit von weniger als 24 Monaten handelt oder 
im Zeitpunkt der Erhöhung eine Verringerung der 
Arbeitszeit innerhalb von 12 Monaten vorangegan-
gen ist. 

Steuerfreie Überstundenzuschläge 

Zuschläge für Mehrarbeit, die über die tariflich ver-
einbarte beziehungsweise an Tarifverträgen orien-
tierte Vollzeitarbeit hinausgehen, sollen steuerfrei 
gestellt werden. 

Als Vollzeitarbeit soll dabei für tarifliche Regelungen 
eine Wochenarbeitszeit von mindestens 34 Stun-
den, für nicht tariflich festgelegte oder vereinbarte 
Arbeitszeiten von 40 Stunden gelten. 
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Steuerfrei sollen Zuschläge sein, die vollzeitbeschäf-
tigten Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn für tatsächlich geleistete 
Überstunden neben einem Überstundengrundlohn 
gezahlt werden, soweit sie 25 Prozent des Grund-
lohns nicht übersteigen.

Der Überstundengrundlohn darf den Grundlohn 
nicht unterschreiten. 

Aktivrente 

Es soll eine steuerfreie Aktivrente eingeführt wer-
den. Hier sollen diejenigen, die das gesetzliche Ren-
tenalter erreicht haben und freiwillig weiterarbei-
ten, bis zu 2.000 Euro im Monat steuerfrei erhalten. 

Es muss sich um eine Tätigkeit nach dem gesetz-
lichen Renteneintrittsalter im Dienst oder Auftrag 
eines anderen handeln. Zudem muss eine Alters-
versorgung erhalten werden. Der Freibetrag soll zu-
sätzlich zum Grundfreibetrag gelten. 

Der Freibetrag soll für alle Einkünfte aus selbststän-
diger und nicht selbstständiger Arbeit gelten. 

Praxishinweis: 

Es liegen noch keine Gesetzentwürfe vor. Diese und 
das anschließende Gesetzgebungsverfahren blei-
ben abzuwarten. Wir werden berichten. 

(31-2025) Investitionsprogramm beschlossen

Hintergrund: 

Der Bundestag hat am 26.06.2025 wesentliche steu-
errechtliche Ankündigungen des Koalitionsvertra-
ges beschlossen. Für die Arbeitnehmerabrechnung 
ist die Änderung der Dienstwagenbesteuerung bei 
E-Autos relevant. Diese soll für Anschaffungen von 
vollelektrischen E-Autos ab 01.07.2025 gelten. 

So soll ab 01.07.2025 ein Brutto-Listenpreis von 
100.000  Euro maximal gelten. Für Fahrzeuge auf 
vollelektrischer Basis gilt bei der privaten Nutzung 
von Beschäftigten für die Ermittlung des geldwer-
ten Vorteils ein Viertel der Bemessungsgrundlage, 
des Bruttolistenpreises im Rahmen der Pauschal-
methode. Beim Fahrtenbuch werden die Anschaf-
fungskosten entsprechend auf 25 Prozent gemin-
dert.

Zudem wird eine befristete arithmetisch-degres-
sive Abschreibung für E-Fahrzeuge eingeführt. Im 
ersten Jahr der Anschaffung gilt eine Abschreibung 
von 75 Prozent der Anschaffungskosten. In den Fol-

gejahren entsprechend dann eine geminderte Ab-
schreibung. 

Praxishinweis: 

Der Bundesrat wird das Gesetz am 11.07.2025 ab-
schließend beraten. Nachdem Bund und Länder 
sich dem Vernehmen nach auf eine finanzielle Kom-
pensation von Ländern und Kommunen durch den 
Bund verständigt haben, gilt die Zustimmung des 
Bundesrats als wahrscheinlich.
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Aktuelles aus der Lohnsteuer 
(32-2025) Bundesfinanzhof muss zur Kilometererstattung  

bei Dienstwagen entscheiden

Problem: 

Darf der Arbeitnehmer eine Kilometerpauschale gel-
tend machen, wenn er mit einem privaten Pkw dienst-
liche Fahrten durchführt, obwohl er einen Dienstwa-
gen hat, der auch privat genutzt werden darf? 

Die Entscheidung des Gerichts: 

Mit dieser Frage haben sich die Richter des Finanz-
gerichts Niedersachsen mit Urteil vom 18.09.2024 
zum Aktenzeichen 9 K 183/23 entschieden. 

Sachverhalt: 

Der Arbeitnehmer bekam von seinem Arbeitgeber 
einen Dienstwagen überlassen, der auch privat ge-
nutzt werden durfte. Dieser wurde aber ausschließ-
lich von der Ehefrau genutzt. Der Arbeitnehmer be-
saß ein weiteres (sportliches) Fahrzeug, das er privat 
angeschafft hatte. Die tatsächlichen Kosten für die 
berufliche Nutzung dieses privaten Pkws in Höhe 
von über 2 Euro je gefahrenen Kilometer machte 
der Arbeitnehmer für berufliche Fahrten als Fahrt-
kosten steuerlich geltend. Die Finanzverwaltung 
lehnte dies mit der Begründung ab, dass der Dienst-
wagen für berufliche Fahrten ausreiche. Das Finanz-
amt nahm an, dass das vom Arbeitgeber überlasse-
ne Fahrzeug für berufliche Fahrten eingesetzt wird. 

Entscheidung: 

Das Finanzgericht Niedersachsen hat bereits ent-
schieden, dass der Steuerpflichtige nachweisen 
muss, dass neben dem Dienstwagen ein privates 

Fahrzeug tatsächlich beruflich genutzt wurde. Ge-
lingt dieser Nachweis, stehe die steuerliche Berück-
sichtigung als Werbungskosten oder steuerfrei-
er Arbeitgeberersatz jedoch nicht im Widerspruch 
zur Überlassung eines Geschäftsfahrzeugs. Die-
sen Nachweis konnte der Arbeitnehmer erbringen. 
Er konnte glaubhaft machen, dass er sein privates 
Fahrzeug für berufliche Fahrten genutzt hat, u.  a. 
durch Tankquittungen. Zudem war nur im Dienst-
wagen die Mitnahme der Kinder möglich, sodass 
dieser zu Hause benötigt wurde.

Die Kosten für die Nutzung des privaten Fahrzeugs 
wurden zudem trotz der Höhe nachgewiesen und 
angemessen anerkannt. Ausgeschlossen wären nur 
unangemessene Anteile der Aufwendungen. Hier-
für bestehe ein Abzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 
Einkommensteuergesetz (EStG). Die Kosten von 2,28 
Euro pro Kilometer wurden vom Gericht noch als ver-
hältnismäßig angesehen, da sie weniger als 3 Pro-
zent des Bruttoarbeitslohns des Klägers ausmachten.

Praxishinweis: 

Das Finanzgericht hat jedoch die Revision zum Bun-
desfinanzhof (BFH) zugelassen. Diese ist erhoben 
und beim Bundesfinanzhof anhängig unter dem Ak-
tenzeichen VI R 30/24. 
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(33-2025) Sommerzeit – Beschäftigungen zwischen Schule und  
Studium und in den Ferien 

Hintergrund: 

In den Sommerferien und in den Semesterferien 
nach dem Sommersemester nehmen viele Schü-
ler und Studenten einen Ferienjob an oder suchen 
Praktika für ein zukünftiges Studium bzw. während 
des Studiums. 

Es gibt viele Möglichkeiten, die Schüler und Stu-
dierenden zu beschäftigen, aber es gibt auch vieles 
hierbei zu beachten. Dabei spielen Lohnsteuer und 
Sozialversicherung eine gemeinsame Rolle. 

Allen Beschäftigungen gleich ist in der Regel, dass 
sie befristet sind. Zudem sollten entgeltliche Be-
schäftigungen immer schriftlich vereinbart werden. 
Hier gelten die gleichen formalen Vorschriften wie 
bei einer regulären Beschäftigung. 

1. Arbeitsvertrag 

Arbeitsverträge spielen eine wesentliche Rolle in der 
Beziehung zwischen Arbeitgebern und Beschäftig-
ten. Sie sind unverzichtbar. Sie regeln alle Aufgaben, 
Pflichten und Rechte und schaffen Klarheit, Sicher-
heit und Struktur. Zudem dokumentieren sie die ge-
troffenen Vereinbarungen, sodass Streitigkeiten ver-

mieden werden sollen. Ein Arbeitsvertrag ist eine 
schriftliche oder mündliche Vereinbarung zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, die die Bedingun-
gen eines Arbeitsverhältnisses regelt. Grundlage sind 
die geltenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen. 

Ein Arbeitsvertrag bietet folgende Vorteile:

•	 Rechtliche Sicherheit: Klare Regelungen minimie-
ren das Risiko von Unsicherheiten und Streitigkei-
ten.

•	 Der Vertrag schützt vor willkürlicher Behandlung 
und gewährleistet faire Arbeitsbedingungen.

•	 Durch die Festlegung von Pflichten und Rechten 
wird eine geregelte Zusammenarbeit ermöglicht.

•	 Flexibilität: Individuelle Vereinbarungen können 
auf die Bedürfnisse beider Parteien zugeschnit-
ten werden.

Wesentliche Bestandteile des Arbeitsvertrages sind: 

•	 Art der Tätigkeit: eine klare Beschreibung der Auf-
gaben und Verantwortlichkeiten.

•	 Vergütung: Angaben zu Gehalt, Boni, Zusatzleis-
tungen, Benefits und anderen finanziellen Leis-
tungen.

•	 Arbeitszeiten: Regelungen zu Arbeitsstunden, 
Pausen und Überstunden.

•	 Urlaub und Freizeit: Bestimmungen zur Anzahl 
der Urlaubstage und anderen Freistellungen.

•	 Kündigungsfristen: Vorgaben für die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses.

•	 Sonstige Vereinbarungen: zusätzliche Klauseln 
wie Wettbewerbsverbote, Geheimhaltung oder 
Weiterbildung.

Dies alles gilt auch bei Schülern und Studierenden, 
die einer entgeltlichen Beschäftigungen nachgehen. 

Ein zentraler rechtlicher Aspekt im Zusammenhang 
mit dem Inhalt des Arbeitsvertrags ist das Nach-Fo
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weisgesetz. Dieses Gesetz verpflichtet Arbeitgeber, 
wesentliche Bedingungen des Arbeitsverhältnis-
ses schriftlich festzuhalten und den Arbeitnehmern 
auszuhändigen. Dabei sind unter anderem Informa-
tionen über die Tätigkeitsbeschreibung, Vergütung, 
Arbeitszeiten und Kündigungsfristen detailliert an-
zugeben. 

§ 1 Nachweisgesetz (NachwG) enthält eine umfas-
sende Liste, welche Arbeitsbedingungen nachge-
wiesen werden müssen:

•	 Name und Anschrift von Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer,

•	 Beginn des Arbeitsverhältnisses,
•	 bei Befristung: Dauer,
•	 Arbeitsort,
•	 Charakterisierung oder Beschreibung der Tätig-

keit,
•	 Zusammensetzung und Höhe des Entgelts ein-

schließlich der Zuschläge, Zulangen usw.,
•	 Arbeitszeit,
•	 Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs,
•	 Kündigungsfristen,
•	 Hinweis auf anzuwendende Tarifverträge oder 

Betriebsvereinbarungen,
•	 bei Befristung: konkretes Enddatum,
•	 falls zutreffend: Hinweis auf Möglichkeit zur frei-

en Wahl des Arbeitsorts,
•	 sofern vereinbart: Dauer der Probezeit,
•	 Vergütung von Überstunden sowie für alle Ent-

geltbestandteile deren Fälligkeit sowie die Art der 
Auszahlung,

•	 vereinbarte Ruhepausen,
•	 bei Schichtarbeit: Angaben zum System, Rhyth-

mus und Änderungsmöglichkeiten,
•	 bei Abrufarbeit: genaue Angaben zur Ausgestal-

tung,
•	 ein etwaiger Anspruch auf vom Arbeitgeber be-

reitgestellte Fortbildung,
•	 falls betriebliche Altersversorgung zugesagt: 

Name und Anschrift des Versorgungsträgers,
•	 das bei Kündigung einzuhaltende Verfahren, zu-

mindest das Schriftformerfordernis, die Kündi-

gungsfrist und die Frist zu Erhebung einer Kündi-
gungsschutzklage.

Trotz Nachweisgesetz ist der Abschluss eines Ar-
beitsvertrages formfrei (also auch mündlich) mög-
lich. Wenn ein Mitarbeiter gegen Entgelt beschäf-
tigt wird, liegt rechtlich ein Arbeitsvertrag vor, auch 
wenn dazu kein Schriftstück erstellt wurde.

Der Nachweis ist eine Mitteilung über die gelten-
den Arbeitsbedingungen, er ersetzt nicht den ei-
gentlichen Vertragsabschluss. Es eine sogenannte 
Wissenserklärung des Arbeitgebers, welche Rege-
lungen nach seinem Wissen gelten. Es handelt sich 
lediglich um eine Erklärung des Arbeitgebers.

Gemäß § 2 Abs. 4 NachwG muss kein weiterer Nach-
weis erstellt werden, wenn dem Arbeitnehmer be-
reits ein Arbeitsvertrag vorliegt, in dem alle erfor-
derlichen Angaben enthalten sind. Wichtig ist, dass 
der Arbeitsvertrag nur dann den Nachweis ersetzt, 
wenn auch die nach dem Nachweisgesetz not-
wendige Form eingehalten wird. Das ist seit dem 
01.01.2025 in der Regel die Textform, in bestimm-
ten Fällen ist aber weiterhin die Schriftform, also 
Papierdokument mit handschriftlicher Unterschrift, 
einzuhalten.

In den meisten Fällen genügt für den Nachweis die 
sogenannte Textform gemäß § 129b Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB).

Die Textform verlangt nicht nur Erklärungen auf Pa-
pier mit physischer Unterschrift, sondern auch etwa 
durch elektronische Kommunikationsmittel. Mög-
lich sind also auch:

Dokumente ohne „Nass“-Unterschrift, z. B.

•	 Kopien,
•	 Telefaxe,
•	 E-Mails,
•	 SMS,
•	 sonstige Textnachrichten.
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In jedem Fall muss das Dokument den Aussteller er-
kennen lassen und bei elektronischer Übermittlung 
für den Empfänger zugänglich, speicher- und aus-
druckbar sein.

Außerdem muss der Arbeitgeber mit der Übermitt-
lung des Dokuments den Arbeitnehmer auffordern, 
einen Empfangsnachweis zu erteilen, also den Zu-
gang des Dokuments zu bestätigen. Nach dem 
Wortlaut der Vorschrift ist es nicht erforderlich, dass 
der Empfang tatsächlich bestätigt wird, es kommt 
nur auf die Aufforderung zur Zugangsbestätigung 
an. Selbstverständlich ist es aber aus Nachweisgrün-
den sinnvoll, wenn ein Zugangsnachweis vorliegt.

Auch wenn Nachweise grundsätzlich in Textform 
erteilt werden dürfen, kann der Arbeitnehmer im 
Einzelfall einen Nachweis in schriftlicher Form ver-
langen. Erklärt der Arbeitnehmer, den Nachweis in 
Schriftform erhalten zu wollen, muss der Arbeitge-
ber diesem Verlangen nachkommen.

Ausgeschlossen ist die Textform in allen Wirt-
schaftsbereichen nach § 2a Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz. In den dort genannten Branchen bleibt 
es beim strengen Schriftformerfordernis. Das sind 
Branchen, die als besonders gefährdet für Schwarz-
arbeit gelten. Dazu zählen:

•	 Baugewerbe,
•	 Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe,
•	 Personenbeförderungsgewerbe,

•	 Speditions-, Transport- und damit verbundenen 
Logistikgewerbe,

•	 Schaustellergewerbe,
•	 Forstwirtschaft,
•	 Gebäudereinigungsgewerbe,
•	 Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen,
•	 Fleischwirtschaft,
•	 Prostitutionsgewerbe,
•	 Wach- und Sicherheitsgewerbe.

2. Entgeltliche Beschäftigung

In der Regel werden die Beschäftigungen mit Ent-
gelt für die Schüler und Studenten befristet abge-
schlossen. 

Lohnsteuer 

Bei der Lohnsteuer wird nicht unterschieden, ob es 
sich um einen bereits voll ausgebildeten Arbeitneh-
mer oder um einen Praktikanten, Studenten oder 
Auszubildenden handelt. Jede Vergütung stellt steu-
erpflichtigen Arbeitslohn nach § 19 Abs. 1 EStG dar. 

Der Arbeitgeber ist somit verpflichtet, in allen Ver-
hältnissen die lohnsteuerlichen Regelungen ein-
zuhalten. Lohnsteuerlich bieten sich hier folgende 
Möglichkeiten der Abrechnung:

Die Steuer kann nach den individuellen Lohnsteu-
erabzugsmerkmalen (Steuerklasse) erhoben wer-
den. Hierfür muss der Arbeitgeber die Daten aus der 
ELStAM-Datenbank abrufen. Für das ELStAM-Verfah-
ren muss der Schüler oder Studierende seinem Ar-
beitgeber den Geburtstag und die steuerliche Iden-
tifikationsnummer mitteilen sowie die Auskunft 
geben, ob es sich um das Haupt- oder um ein Neben-
arbeitsverhältnis handelt. Diese Informationen be-
nötigt der Arbeitgeber zum Abruf der Daten aus der 
Datenbank.

Die Steuern trägt der Schüler oder Student. Er kann 
sich diese aber in der Regel wegen Nichtüberschrei-
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tung des Grundfreibetrags nach Ablauf des Kalen-
derjahres über die Steuererklärung erstatten lassen.

Alternativ ist unter bestimmten Voraussetzungen 
auch eine pauschale Berechnung und Abführung 
möglich. In diesem Fall würde der Arbeitgeber die 
Steuern tragen und der Beschäftigte wäre nicht be-
lastet. Ein Antrag oder eine Genehmigung auf Pau-
schalierung der Lohnsteuer sind nicht erforderlich. 
Die Entscheidung über eine Pauschalierung obliegt 
allein dem Arbeitgeber.

Nach § 40a EStG wird hier unterschieden zwischen 
kurzfristig und geringfügig beschäftigten Arbeit-
nehmern.

Bei einer geringfügigen Beschäftigung (dem sog. 
Minijob) beträgt der pauschale Steuersatz 2 Prozent 
(inklusive Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer). 
Geringfügigkeit liegt vor, wenn maximal regelmä-
ßig 556 Euro Entgelt gezahlt werden. 

Der Arbeitgeber kann nach § 40a Abs. 2 EStG unter 
Verzicht auf den Abruf von elektronischen Lohn-
steuerabzugsmerkmalen die Lohnsteuer einschl. 

Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer (einheitliche 
Pauschsteuer) für das Arbeitsentgelt aus geringfü-
gigen Beschäftigungen i. S. d. § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder des 
§ 8a Sozialgesetzbuch (SGB) IV mit einem einheit-
lichen Pauschsteuersatz i. H. v. insg. 2 Prozent des 
Arbeitsentgelts erheben. Damit also auch steuer-
lich eine geringfügige Beschäftigung angenommen 
werden kann, muss ein sog. Minijob nach dem So-
zialversicherungsrecht vorliegen.

Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt nach 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV vor, wenn das Arbeitsentgelt 
im Monat regelmäßig 556 Euro nicht überschreitet. 
Das SGB IV schreibt keine Stundenanzahl oder Stun-
denlohngrenze vor. Jedoch ist der gesetzliche Min-
destlohn zu beachten. Mehrere nebeneinander aus-
geübte Minijobs werden zusammengerechnet und 
dürfen insg. 556 Euro im Monat nicht übersteigen.

Bei der Prüfung der Frage, ob das Arbeitsentgelt 
556 Euro übersteigt, ist vom regelmäßigen Arbeits-
entgelt auszugehen. Das regelmäßige Arbeits-
entgelt ermittelt sich abhängig von der Anzahl der 
Monate, für die eine Beschäftigung gegen Arbeits-
entgelt besteht. Maximal ist ein Jahreszeitraum von 
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zwölf Monaten zu beachten. Das regelmäßige mo-
natliche Arbeitsentgelt darf im Durchschnitt einer 
Jahresbetrachtung 556 Euro nicht übersteigen. 

Werden aufgrund des unvorhersehbaren Jahres-
verlaufs in einzelnen Monaten auch Arbeitsentgelte 
oberhalb von 556 Euro gezahlt, ist dies unschädlich 
für das Vorliegen einer geringfügig entlohnten Be-
schäftigung, solange die jährliche Entgeltgrenze von 
6.672 Euro nicht überschritten wird.

Werden die Geringfügigkeitsgrenzen nur gelegent-
lich und nicht vorhersehbar überschritten, tritt nicht 
sofort eine Sozialversicherungspflicht ein. Als gele-
gentlich ist dabei ein Zeitraum von bis zu zwei Mo-
naten innerhalb eines Jahres anzusehen. Nicht vor-
hersehbar wäre z. B. die Krankheitsvertretung eines 
Vollbeschäftigten durch einen geringfügig Beschäf-
tigten. Hier könnte für maximal zwei Monate mehr 
als 556 Euro gezahlt werden, ohne dass eine Versi-
cherungspflicht eintritt. Maximal dürfen im Monat 
des Überschreitens aber nur 556 Euro mehr gezahlt 
werden. 

Überschreitet der Monat diese Entgeltgrenze, muss 
das Gehalt insgesamt versicherungspflichtig be-
handelt werden. Der Jahreszeitraum ist vom letzten 
Tag des zu beurteilenden Beschäftigungsmonats 
ein Jahr zurück zu betrachten. Als Monat gilt der 
Kalendermonat. Monate, in denen die monatliche 
Arbeitsentgeltgrenze von 556 Euro vorhersehbar 
überschritten wird (z. B. aufgrund saisonaler Mehr-
arbeit oder Urlaubsvertretung), sind unberücksich-
tigt zu lassen.

Steuerfreier Arbeitslohn oder pauschal versteuer-
ter Arbeitslohn wird bei der Prüfung der 556-Euro-
Grenze nicht berücksichtigt. Voraussetzung ist aber, 
dass die Steuerfreiheit oder die Pauschalierung Bei-
tragsfreiheit in der Sozialversicherung auslöst.

Bei der Prüfung der 556-Euro-Grenze bleiben u. a. 
folgende Beträge außer Betracht:

•	 steuer- und beitragsfreie Zuschläge für Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit,

•	 Sachbezüge bis zu 50 Euro monatlich (Sachbe-
zugsfreigrenze nach § 8 Abs. 2 EStG),

•	 geldwerte Vorteile bis zur Höhe des Rabattfreibe-
trags von 1.080 Euro jährlich (§ 8 Abs. 3 EStG),

•	 Kindergartenzuschüsse nach § 3 Nr. 33 EStG,
•	 Beiträge des Arbeitgebers aus dem ersten Dienst-

verhältnis an einen Pensionsfonds, eine Pensi-
onskasse oder für eine Direktversicherung, die 
nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei und damit auch 
beitragsfrei sind,

•	 Fahrkostenzuschüsse zu den Aufwendungen des 
Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte (§ 40 Abs. 2 Satz 2 EStG, 
15 Prozent Pauschalversteuerung),

•	 Beiträge zu Direktversicherungen und Gruppen-
unfallversicherungen, die pauschal mit 20 Pro-
zent versteuert werden,

•	 kostenlose Überlassung von Jobtickets nach § 3 
Nr. 15 EStG oder Überlassung von Fahrrädern nach 
§ 3 Nr. 37 EStG.

Bemessungsgrundlage für die einheitliche Pausch-
steuer nach § 40a Abs. 2 EStG ist nach R 40a.2 Lohn-
steuer-Richtlinien (LStR) das sozialversicherungs-
rechtliche Arbeitsentgelt. Für Lohnbestandteile, die 
nicht zum sozialversicherungsrechtlichen Arbeits-
entgelt gehören, ist die Lohnsteuerpauschalierung 
nach § 40a Abs. 2 nicht zulässig.

Bei kurzfristigen Beschäftigungen gilt ein pauscha-
ler Steuersatz von 25 Prozent (zuzüglich Solidari-
tätszuschlag und Kirchensteuer). 

Voraussetzung hierfür ist eine kurzfristige Beschäf-
tigung nach § 40a Abs. 1 EStG. Diese liegt vor, wenn 
der Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber

•	 gelegentlich,
•	 nicht regelmäßig wiederkehrend beschäftigt 

wird,
•	 die Dauer der Beschäftigung nicht über 18 zusam-

menhängende Arbeitstage hinausgeht,
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•	 die Höhe des Arbeitslohns während der Be-
schäftigungsdauer durchschnittlich je Arbeitstag 
150 Euro nicht übersteigt oder

•	 die Beschäftigung zu einem unvorhersehbaren 
Zeitpunkt sofort erforderlich wird und

•	 der auf einen Stundenlohn umgerechnete Ar-
beitslohn durchschnittlich 19 Euro nicht über-
steigt.

Die Möglichkeit des pauschalen Lohnsteuerabzugs 
entfällt, wenn von Anfang an ein wiederholter Ein-
satz geplant ist. Die Lohnsteuerpauschalierung 
bleibt aber möglich, wenn anfänglich keine Wieder-
holungsabsicht besteht.

Weitere Voraussetzung ist, dass der Arbeitslohn 
entweder 150 Euro durchschnittlich je Arbeitstag 
nicht übersteigt (§ 40a Abs. 1 Nr. 1 EStG) oder die Be-
schäftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt 
sofort erforderlich ist (§ 40a Abs. 1 Nr. 2 EStG).

Bei einer Tätigkeit zu einem unvorhergesehenen 
Zeitpunkt darf der Tagesdurchschnitt von 150 Euro 
überschritten werden. Dies ist z. B. bei krankheits-
bedingten oder akuten Einsätzen wegen erhöhten 
Arbeitsanfalls der Fall. Unvorhersehbar ist ein Zeit-
punkt nur, wenn der Einsatz nicht schon länger ge-
plant ist (z.  B. Urlaubsvertretung oder Einsatz bei 
geplantem Fest).

Der durchschnittliche Stundenlohn pro Zeitstunde 
darf 19 Euro nicht übersteigen (§ 40a Abs. 4 EStG). 
Die Ermittlung erfolgt im Durchschnitt anhand der 
tatsächlichen Arbeitsstunden und des Gesamt-
lohns. Bei Übersteigen des Stundenlohns ist keine 
Pauschalierung der Lohnsteuer für die gesamte Be-
schäftigungszeit möglich.

Bei der Prüfung des 18-Tage-Zeitraums werden als 
Arbeitstage nur die Tage gezählt, an denen der Ar-
beitnehmer tatsächlich arbeitet. Urlaub oder Krank-
heit, Feier- und Sonntage z. B. bleiben außer Be-
tracht.

Die steuerliche Kurzfristigkeit ist vom sozialversi-
cherungsrechtlichen Begriff der sog. kurzfristigen 
Beschäftigung abweichend. Für die Pauschalbe-
steuerung mit 25 Prozent ist es ohne Bedeutung, ob 
auch eine sozialversicherungsrechtliche kurzfristige 
Beschäftigung vorliegt.

Sozialversicherung 

In der Sozialversicherung können bei befristeten 
Beschäftigungen entweder sog. kurzfristige Be-
schäftigungen oder geringfügige Beschäftigungen 
vorliegen. 

Bei geringfügigen Beschäftigungen darf das regel-
mäßig zu erwartende Entgelt nicht über 556 Euro 
monatlich betragen. Für den Schüler oder Studie-
renden fallen keine Sozialversicherungsbeiträge an 
bis auf die Rentenversicherung, auf die aber verzich-
tet werden kann. Dieser Antrag ist beim Arbeitge-
ber abzugeben, was auch per E-Mail möglich ist. Bei 
einer geringfügigen Beschäftigung sind die Perso-
nengruppe „109“ und der Beitragsgruppenschlüssel 
„0/6-1/5-0-0“ zu melden. In diesem Fall hat der Ar-
beitgeber die Pauschalabgaben an die Minijob-Zen
trale abzuführen. 

Kurzfristige Beschäftigungen sind hingegen kom-
plett sozialversicherungsfrei. Voraussetzung ist, 
dass sie für längstens drei Monate beziehungswei-
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se 70 Arbeitstage befristet sind. Dies gilt aber nicht, 
wenn die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt 
wird. 

Zunächst liegt keine Berufsmäßigkeit vor, wenn das 
Entgelt 556 Euro im Monat nicht übersteigt. 

Bei höheren monatlichen Entgelten ist die Berufs-
mäßigkeit zu beachten. Hier gibt es Besonderhei-
ten zu beachten, die beim Schüler (nach Abschluss 
der Schule) zu erfragen sind. Zu erfragen ist, was der 
Schüler nach seinem Schulabschluss beabsichtigt. 
Will man zum nächstmöglichen Zeitpunkt ein Stu-
dium oder eine Fachschulausbildung aufnehmen, 
liegt keine Berufsmäßigkeit vor. Ob das Studium im 
In- oder Ausland erfolgen soll, ist irrelevant. Sollte 
nach Anschluss an die Aushilfsbeschäftigung doch 
kein Studium aufgenommen werden, ist dies irrele-
vant. Der Arbeitgeber ist nach Beschäftigungsende 
nicht verpflichtet, dies nachträglich zu kontrollieren. 
Kurzfristige Beschäftigungen sind mit Personen-
gruppe „110“ und dem Beitragsgruppenschlüssel  
„0-0-0-0“ bei der Minijob-Zentrale zu melden. 

Schüler, die im Mitarbeiterfragebogen angeben, 
nach dem Aushilfsjob eine Berufsausbildung oder 
eine Beschäftigung beginnen zu wollen, gehören 
nach Ansicht der Sozialversicherung zum Perso-
nenkreis der Erwerbstätigen und sind demzufolge 
berufsmäßig beschäftigt. Folgende Tätigkeiten be-
gründen eine Erwerbstätigkeit mit Berufsmäßig-
keit:

•	 Berufsausbildung/duales Studium,
•	 freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr,
•	 Bundesfreiwilligendienst,
•	 vergleichbare Freiwilligendienste (zum Beispiel 

entwicklungspolitischer Freiwilligendienst),
•	 freiwilliger Wehrdienst,
•	 Aufnahme einer anderweitigen Beschäftigung 

mit einem Arbeitsentgelt von mehr als 556 Euro.

Bei einem Arbeitsentgelt von mehr als 556 Euro 
monatlich ist die Tätigkeit im Rahmen einer sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigung mit der 
Personengruppe „101“ und dem Beitragsgruppen-
schlüssel „1-1-1-1“ bei der zuständigen Krankenkasse 
zu melden.

3. Praktikum 

Bei Praktika müssen unterschieden werden, ob die-
se vorgeschrieben sind oder nicht. 

Vereinzelt sehen Ausbildungs-, Studien- oder Prü-
fungsordnungen Praktika vor, die vor Beginn des 
Studiums oder der beruflichen Schulausbildung 
ausgeübt werden müssen.

Wird kein Arbeitsentgelt gezahlt, ist die Praktikan-
tin/der Praktikant aus Arbeitgebersicht nur in der 
Renten- und Arbeitslosenversicherung versiche-
rungspflichtig als zur Berufsausbildung Beschäf-
tigte/r zu melden. Die Personengruppe lautet „105“ 
und der Beitragsgruppenschlüssel „0-1-1-0“. Der 
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Praktikant bzw. die Praktikantin ist als Selbstzahler 
in der Kranken- und Pflegeversicherung versiche-
rungspflichtig, sofern er bzw. sie nicht über die El-
tern oder den Ehepartner kostenfrei über die Fami-
lienversicherung mitversichert werden kann.

Sofern in diesem Pflichtpraktikum Arbeitsentgelt 
erzielt wird, sind die Praktikantinnen und Prakti-
kanten unabhängig von der Höhe des gezahlten Ar-
beitsentgelts und der Dauer der Beschäftigung als 
zur Berufsausbildung Beschäftigte in allen Sozial-
versicherungszweigen versicherungspflichtig. Die 
Anwendung der oben beschriebenen kurzfristigen 
Beschäftigung ist nicht möglich. Die Meldung er-
folgt in der Regel mit Personengruppe „105“ und 
Beitragsgruppenschlüssel „1-1-1-1“. Bei einem Ar-
beitsentgelt bis 325 Euro (Geringverdienergrenze) 
ist die Personengruppe „121“ zu verwenden.

Wird das Praktikum freiwillig gegen Arbeitsentgelt 
ausgeübt, gelten die oben genannten Regelungen 
zur kurzfristigen und geringfügig entlohnten Be-
schäftigung. Sofern kein Arbeitsentgelt erzielt wird, 
liegt auch keine melde- und beitragspflichtige Be-
schäftigung vor.

Schüler sind häufig über einen Elternteil oder den 
Ehepartner in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung familienversichert. Für sie führt ein regelmä-
ßiges Gesamteinkommen von mehr als 535 Euro 
grundsätzlich zum Wegfall des Anspruchs in der Fa-
milienversicherung. Einkünfte aus einer kurzfristi-
gen Beschäftigung sind in der Regel höher, aber un-
schädlich für die Familienversicherung, weil sie in 
diesem Zusammenhang generell als unregelmäßig 
bewertet werden. Selbst bei einer zulässigen Über-
schreitung der Entgeltgrenze von 556 Euro (gele-
gentliches nicht vorhersehbares Überschreiten) im 
Rahmen der geringfügig entlohnten Beschäftigung 
bleibt die Familienversicherung bestehen.

Ein vorgeschriebenes Zwischenpraktikum ist in al-
len Zweigen der Sozialversicherung versicherungs-
frei. Für Praktikanten sind keine Beiträge abzufüh-

ren. Es spielt keine Rolle, wie hoch die wöchentliche 
Arbeitszeit wie hoch der Verdienst ist oder ob ein 
Entgelt gezahlt wird.

Kranken- und pflegeversichert ist der Student wäh-
rend des vorgeschriebenen Zwischenpraktikums 
über seine reguläre Studentenversicherung.

Mindestlohn

Grundsätzlich gilt in Deutschland der Mindestlohn. 
Dies bedeutet Arbeitnehmer haben einen Anspruch 
auf einen Mindestlohn je Arbeitsstunde. Dies gilt 
auch für Praktikanten. Hierbei gelten auch Ausnah-
men. 

Kein gesetzlicher Mindestlohn ist zu zahlen bei:

•	 Pflichtpraktika,
•	 freiwilligen Praktika bis zu drei Monaten, die zur 

Orientierung bei der Berufs-/Studienwahl oder 
studienbegleitend erfolgen.

Das Mindestlohngesetz schreibt außerdem einen 
Qualitätsrahmen (Vertrag mit klaren Praktikums-
zielen, Anspruch auf ein Zeugnis) vor. Für Orientie-
rungspraktika vor oder während einer Ausbildung 
oder eines Studiums gilt, dass sie nur für eine Dauer 
von maximal drei Monaten vom Mindestlohn aus-
genommen sind. 

Fo
to

: f
er

ke
lra

gg
ae

 -
 s

to
ck

.a
do

be
.c

om



14

LOHNSTEUER-MITTEILUNGEN� 7/2025

Lediglich verbindliche Pflichtpraktika in Ausbildung 
oder Studium dürfen länger als drei Monate dauern.

Der allgemeine gesetzliche Mindestlohn gilt ab dem 
18. Geburtstag oder vorher bei abgeschlossener Be-
rufsausbildung.

Werkstudenten

Besonderheiten gelten bei Werkstudenten. Ein Sta-
tus als Werkstudent liegt vor, wenn Zeit und Ar-
beitskraft überwiegend für das Studium in Anspruch 
genommen werden. Unter die Werkstudentenrege-
lung fallen Beschäftigungen, 

•	 die an nicht mehr als 20 Stunden wöchentlich 
ausgeübt werden oder

•	 die ausschließlich während der Semesterferien 
ausgeübt werden.

Als Werkstudent gilt nicht, wer mehr als 25 Fachse-
mester studiert und nicht belegt, dass das Studium 
weiterhin im Vordergrund steht.

Werkstudenten sind versicherungsfrei in der Kran-
ken- und Arbeitslosenversicherung sowie in der 
Pflegeversicherung.

Bei einer höheren Stundenzahl in der Woche tritt 
aufgrund der Beschäftigung grundsätzlich Sozial-
versicherungspflicht ein.

Eine Ausnahme gilt, wenn die Gesamtdauer der Er-
werbstätigkeit unter dem für ein ordnungsgemä-
ßes Studium notwendigen Zeitaufwand liegt und 
die einzelnen Zeiten der Erwerbstätigkeit den Erfor-
dernissen des Studiums angepasst sind. 

Ein Überschreiten der 20-Stunden-Grenze ist somit 
unschädlich, wenn die Beschäftigung nur am Wo-
chenende oder in den Abend- und Nachtstunden 
ausgeübt wird.

Während der Semesterferien kann eine Beschäfti-
gung unabhängig von der wöchentlichen Arbeits-
zeit versicherungsfrei in der Kranken-, Arbeitslosen- 
und in der Pflegeversicherung ausgeübt werden.

Für Beschäftigungen, die auch außerhalb der Se-
mesterferien andauern, gilt die Werkstudentenre-
gelung nur dann, wenn zu den Vorlesungszeiten der 
Beschäftigungsumfang wieder an die 20-Stunden-
Grenze angepasst wird.

Bei ausnahmsweise zeitlichen Überschneidungen 
in die Vorlesungszeit bleibt die Beschäftigung trotz-
dem versicherungsfrei in der Kranken-, Arbeits-
losen- sowie Pflegeversicherung, wenn die Über-
schreitung maximal bis zu zwei Wochen andauert. 

Wenn Überschreitungen vor und nach den Semes-
terferien auftreten, gilt der Zeitraum von längstens 
zwei Wochen nur insg. für Beginn und Ende der Se-
mesterferien.

Mehrere Beschäftigungen von Studenten werden 
zusammengerechnet. Alle wöchentlichen Arbeits-
zeiten müssen zusammengerechnet werden. Die 
Werkstudentenregelung gilt auch, wenn es sich um 
mehrere Beschäftigungen handelt und 20 Wochen-
stunden nicht überschritten werden. Die Arbeits-
zeit einer geringfügig entlohnten Beschäftigung ist 
ebenfalls zu berücksichtigen.

Wird die Arbeitszeit von 20 Stunden überschritten, 
tritt grundsätzlich für alle Beschäftigungen Sozial-Fo
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versicherungspflicht ein. Hier kann nunmehr ge-
prüft werden, ob es sich jeweils um eine geringfügi-
ge oder um eine kurzfristige Beschäftigung handelt.

Für Studenten gilt auch noch eine 26-Wochen-
Grenze. Wenn ein Student im Laufe eines Jahres 
(zurückgerechnet vom voraussichtlichen Ende der 
zu beurteilenden Beschäftigung) über 26 Wochen 
(182 Kalendertage) mit einer wöchentlichen Arbeits-
zeit von mehr als 20 Stunden beschäftigt ist, ge-
hört er zu den Arbeitnehmern. Es werden alle Be-
schäftigungsverhältnisse mit einer wöchentlichen 
Arbeitszeit von mehr als 20 Stunden angerechnet. 
Ob die Arbeitsverhältnisse während der Vorlesungs-
zeit oder in den Semesterferien ausgeübt werden, 
ist gleichgültig. 

Für die zu beurteilende Beschäftigung besteht bei 
Überschreiten der 26-Wochen-Grenze von Anfang 
an Versicherungspflicht in der Sozialversicherung.

Nachweise

Für beschäftigte Studenten und Praktikanten, die an 
einer Hochschule eingeschrieben sind, sollte immer 
eine Immatrikulationsbescheinigung vorliegen. Stu-
denten sollten ebenfalls einen Nachweis über even-
tuelle weitere Arbeitsverhältnisse abgeben.

Beschäftigte Schüler sollten folgende Erklärung 
bzw. Unterlagen vorlegen:

•	 bei Ferienjobbern: die Erklärung über weitere 
kurzfristige Beschäftigungen im Kalenderjahr,

•	 bei Minijobbern: die Erklärung über weitere dane-
ben ausgeübte Beschäftigungen,

•	 bei kurzfristig Beschäftigten: die Bestätigung, 
dass dem Arbeitgeber die Aufnahme weiterer Be-
schäftigungen angezeigt wird,

•	 Nachweis über die Schülereigenschaft,
•	 bei einem Minijob: der Antrag auf Befreiung von 

der Rentenversicherungspflicht.
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